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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

— für eine erste Richtiinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaitungsvorschriften über die 
Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung (Lebensversicherung) 

— Drucksache 7/1525 — 

— für eine Richtiinie (EWG) des Rates zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederiassungsfreiheit in der Lebens-Direktversicherung 

— Drucksache 7/1655 — 

— für eine Richtiinie des Rates zur Liberaiisierung der Mitversicherung und Koordinierung 
diesbezügiicher Rechts- und Verwaitungsvorschriften 

— Drucksache 7/2240 — 


A. Probieme 

Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Aufnahme und 
Ausübung der Lebensversicherung soll koordiniert werden. 

Die Beschränkung der Niederlassungsfreiheit in der Lebens- 
Direktversicherung sollen aufgehoben werden. 

Die Vorschriften über die Mitversichemng sollen liberalisiert 
werden. 


B. Lösungen 

Der Richtlinienvorschlag über die Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Lebensver- 
sicherung befaßt sich im wesentlichen mit den Bedingungen für 
die Ausübung der Lebensversicherungstätigkeit, insbesondere 
mit den finanziellen Anforderungen an Lebensversicherungs- 
unternehmen und mit dem Problem der Spartentrennung. Der 
Ausschuß nimmt von der Richtlinie Kenntnis; er empfiehlt je- 
doch, den Grundsatz der Spartentrennung aufrechtzuerhalten. 

Die Richtlinie über die Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit in der Lebens-Direktversidierung ist von 
der Kommission zurückgezogen worden. 

Die Richtlinie über die Liberalisierung der Mitversicherung 
sieht vor, daß ein Risiko künftig durch einen Mitversicherer 
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auch dann gedeckt werden kann, wenn er zwar nicht im Tätig- 
keitsland, aber in einem Mitgliedsland die Erlaubnis zum Ge- 
schäftsbetrieb hat. Da auf Grund der Rechtsprechung des Euro- 
päischen Gerichtshofs mit einer wesentlichen Änderung des 
Vorschlags zu rechnen ist, hat der Ausschuß die Vorlage ledig- 
lich zur Kenntnis genommen, 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kreile 


i. 

Die Vorlage — Drucksache 7/1525 — wurde dem 
Finanzausschuß mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 23. Januar 1974 über- 
wiesen. Die Kommission hat ihren Vorschlag zwi- 
schenzeitlich geändert; der Finanzausschuß hat die 
geänderte Fassung seinen Beratungen zugrunde ge- 
legt. 

Die Vorlagen — Drucksachen 7/1655, 7/2240 — 
wurden dem Finanzausschuß mit Schreiben des Prä- 
sidenten des Deutschen Bundestages vom 15. Fe- 
bruar 1974 und vom 19. Juni 1974 überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat über die Vorlagen am 9. April 
1975 beraten. 

II. 

1. Die Vorlage über die Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften auf dem Gebiet der 
Lebensversicherung befaßt sich im wesentlichen 
mit den Bedingungen für die Ausübung der Ver- 
sicherungstätigkeit auf dem Gebiet der Lebens- 
versicherung, insbesondere mit den finanziellen 
Anforderimgen an Lebensversicherungsunterneh- 
men. Der Finanzausschuß stimmt dem Vorschlag 
grundsätzlich zu. Der Ausschuß hat jedoch gegen 
die vorgesehene Regelung über den gemein- 
schaftlichen Betrieb von Lebens- und Schadens- 
versicherung erhebliche Bedenken. Der Kommis- 
sionsvorschlag sieht in diesem Punkt vor, daß 
Kompositversicherer den gemeinschaftlichen Be- 
trieb der Lebens- und Schadensversicherung in 
ihren Sitzländern fortsetzen können und sich auch 
für beide Bereiche in Ländern mit Spartentren- 
nung niederlassen dürfen, wenn sie eine ge- 
trennte Verwaltung einrichten. Der Finanzaus- 
schuß spricht sich einmütig dafür aus, daß an 
dem in der Bundesrepublik in ständiger Praxis 
befolgten Verbot des gleichzeitigen Betriebs von 
Lebens- und Schadensversicherung durch das- 
selbe Unternehmen (sog. Spartentrennung) fest- 
gehalten werden soll, um die Lebensversicherten 
vor Risiken aus dem Betrieb der Schadensver- 
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Sicherung zu schützen. Die Bundesregierung wird 
deshalb ersucht, sich bei den weiteren Beratun- 
gen für die Aufrechterhaltung des Grundsatzes 
der Spartentrennung einzusetzen und keiner Lö- 
sung zuzustimmen, die eine Gefährdung der 
Lebensversicherten aus dem Betrieb der risiko- 
reicheren Schadensversicherung mit sich bringen 
kann. 

2. Der Vorschlag einer Richtlinie zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit in der 
Lebensversicherung wurde von der Kommission 
zurückgezogen, nachdem der Europäische Ge- 
richtshof in seinem Urteil vom 21. Juni 1974 in 
der Rechtssache Rayners X Belgischer Staat fest- 
gestellt hat, daß die Artikel 52 ff. des EWG-Ver- 
trages über die Niederlassungsfreiheit unmittel- 
bar geltendes Recht sind. Durch die Rücknahme 
des Richtlinienvorschlags ist die Vorlage — 
Drucksache 7/1655 — gegenstandslos geworden. 

3. Die Richtlinie über die Liberalisierung der Mit- 
versicherung — Drucksache 7/2240 — sieht eine 
Aufhebung der bisherigen Beschränkungen auf 
diesem Gebiet vor. In den meisten Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft, darunter auch in der Bun- 
desrepublik, darf gegenwärtig ein Risiko nur 
durch Mitversicherer gedeckt werden, die im 
Tätigkeitsland die Erlaubnis zum Geschäftsbe- 
trieb haben. Diese Beschränkung soll für Ver- 
sicherer, die in den Mitgliedsländern niederge- 
lassen sind, weitgehend beseitigt werden. 

Der Richtlinienvorschlag wird durch das Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes vom 3. Dezem- 
ber 1974 in der Rechtssache van Binsbergen er- 
heblich berührt. Das Gericht hat in diesem Urteil 
festgestellt, daß die Artikel 59 ff. des EWG-Ver- 
trages über die Dienstleistungsfreiheit unmit- 
telbar geltendes Recht sind. Aus diesem Grunde 
ist damit zu rechnen, daß die Kommission den 
Vorschlag in wesentlichen Punkten umgestalten 
wird. Der Ausschuß hat sich daher darauf be- 
schränkt, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdüießen, 

1 . von den Vorlagen — Drucksadien 7/1525, 7/2240 — Kenntnis zu nehmen; 

2. zu Drucksadae 7/1525 folgende Entsdiließung anzunehmen: 

Die Bundesregierimg wird ersudit, sich bei den weiteren Beratungen für die 
Aufrechterhaltung des Grundsatzes der Spartentrennung einzusetzen und kei- 
ner Lösung zuzustimmen, die eine Gefährdung der Lebensversicherten aus 
dem Betrieb der risikoreicheren Schadensversicherung mit sich bringen kann. 

3. die Vorlage — Drucksache 7/1655 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 11. April 1975 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Kreile 

Vorsitzende Berichterstatter 
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